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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


nee 


(Nr. 9905.) Verordnung, betreffend die Einführung des Geſetzes, betreffend das Dienft- 
einkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen, 
vom 3. März 1897 (Geſetz-Samml. S. 25) in die Stolbergſchen Graf⸗ 
ſchaften. Vom 12. Mai 1897. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ac. 


verordnen auf Grund des H. 28 Abſatz 9 des Geſetzes, betreffend das Dienſt⸗ 
einkommen der Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen, vom 
3. März 1897 (Geſetz-Samml. S. 25), was folgt: 


. 
Das Geſetz, betreffend das Dienſteinkommen der Lehrer und Lehrerinnen 
an den öffentlichen Volksſchulen, vom 3. März 1897 (Geſetz-Samml. S. 25), 
wird mit dem 1. April 1897 in die Stolbergſchen Grafſchaften eingeführt. 


$. 2. 

Die in dieſem Geſetz der „Schulaufſichtsbehörde“, ſowie die in den Hg. 7 
Abſatz 2, 23 Abſatz 4, 26 Abſatz 1 und 3 der „Bezirksregierung“ zugewieſenen 
Obliegenheiten fallen den Fürſtlichen Konſiſtorien in Wernigerode, Stolberg und 
Roßla zu. 

1 


Die Stolbergſche Grafſchaft Wernigerode wird der Alterszulagekaſſe des 
Regierungsbezirks Magdeburg, die Stolbergſchen Grafſchaften Stolberg und 
Roßla werden der gleichen Kaſſe des Regierungsbezirks Merſeburg angeſchloſſen. 

Die hinſichtlich der Alterszulagekaſſen im $. 8 des Geſetzes getroffenen 
Beſtimmungen finden auf die Stolbergſchen Grafſchaften mit folgenden Maß⸗ 
gaben Anwendung: 

1) Der auf jede Grafſchaft bezügliche Theil des Vertheilungsplanes des 

Bedarfs der Alterszulagekaſſe iſt auch von dem betreffenden Fürſtlichen 
Geſeh⸗Samml. 1897. (Nr. 9905.) 26 


Ausgegeben zu Berlin den 1. Juni 1897. 
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Konſiſtorium in dem für amtliche Bekanntmachungen deſſelben be— 
ſtimmten Blatte bekannt zu machen. Zu dieſem Zwecke hat die 
betreffende Bezirksregierung gleichzeitig mit der Anordnung der Ver 
öffentlichung des Vertheilungsplanes für den Regierungsbezirk den in 
Betracht kommenden Theil deſſelben dem zuſtändigen Fürſtlichen Kon- 
ſiſtorium zuzuſtellen, welches innerhalb zwei Wochen ſeinerſeits dieſen 
Theil des Vertheilungsplanes durch das für Veröffentlichungen in 
Schulſachen beſtimmte Blatt bekannt zu machen und der Bezirks⸗ 
regierung eine die Bekanntmachung enthaltende Nummer des Blattes 
zu überſenden hat. 

2) Die Friſt für die auf Abänderung des Vertheilungsplanes gerichtete 
Klage beginnt für die Schulverbände in den Stolbergſchen Graf⸗ 
ſchaften mit der gemäß Nr. 1 bewirkten Bekanntmachung des Fürſt⸗ 
lichen Konſiſtoriums. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Urville, den 12. Mai 1897. 


(IL. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Boetticher. v. Miquel. Thielen. Boſſe. 
Frhr. v. Marſchall. Frhr. v. Hammerſtein. Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. 
Brefeld. v. Goßler. 
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